
VERFAHRENSVERMERKE
•	 Der Ortsgemeinderat hat am __.__.____ die Ein­

leitung des Verfahrens zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Der Beschluss, diesen Bebauungsplan aufzustellen, 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht 
(§ 2 Abs. 1 BauGB).

	 Hüffler, den __.__.____  	

	 ________________
	 Der Ortsbürgermeister

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel­
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich­
nungen mit dem Liegenschaftskataster überein­
stimmen.

•	 Die Öffentlichkeit wurde in der Zeit vom __.__.____ 
bis einschließlich __.__.____ frühzeitig beteiligt  
und von der Planung unterrichtet (§  3 Abs.  1 
BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be­
lange sowie die Nachbargemeinden, deren Aufga­
benbereich von der Planung berührt werden kann, 
wurden mit elektronischem Schreiben vom 
__.__.____ frühzeitig beteiligt und von der Pla­
nung unterrichtet und um Äußerung auch im Hin­
blick auf den erforderlichen Umfang und 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach §  2 
Abs.  4 BauGB (Scoping) aufgefordert (§ 4 Abs. 1 
BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum __.__.____ 
zur Stellungnahme eingeräumt.

•	 Der Ortsgemeinderat hat in seiner Sitzung am 
__.__.____ die Anpassung des Geltungsbereiches 
beschlossen, den Entwurf gebilligt und die Veröf­
fentlichung des Bebauungsplanes im Internet be­
schlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung, wurde in der Zeit vom 
__.__.____ bis einschließlich __.__.____ im Inter­
net veröffentlicht und zur Ansicht und zum Her­
unterladen bereitgehalten (§ 3 Abs. 2 BauGB). Zu­
sätzlich fand eine öffentliche Auslegung statt.

•	 Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet und 
der Auslegung wurden mit dem Hinweis, dass Stel­
lungnahmen während der Veröffentlichungsfrist von 
jedermann elektronisch per Mail, oder bei Bedarf 
schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden 
können, und dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, 
am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§  3 
Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be­
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Veröffentli­
chung im Internet / Auslegung elektronisch benach­
richtigt (§ 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 
und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis 
zum __.__.____ zur Stellungnahme eingeräumt. 

•	 Während der elektronischen Beteiligung, Veröffent­
lichung im Internet / Auslegung gingen seitens der 
Öffentlichkeit, Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
Anregungen und Stellungnahmen ein. Die Abwä­
gung der vorgebrachten Bedenken und Anregungen 
erfolgte durch den Ortsgemeinderat am __.__.____. 
Das Ergebnis wurde denjenigen, die Anregungen 
und Stellungnahmen vorgebracht haben, mitgeteilt 
(§ 3 Abs. 2 Satz 6 BauGB).

•	 Der Ortsgemeinderat hat am __.__.____ den Be­
bauungsplan als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 
BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) so­
wie der Begründung mit Umweltbericht.

•	 Der Bebauungsplan wird hiermit als Satzung aus­
gefertigt.

	 Hüffler, den __.__.____  	

	 ________________
	 Der Ortsbürgermeister

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 BauGB, 
ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Entschädi­
gungsansprüche gem. §  44 Abs. 3 Satz 1 und 2 
sowie Abs. 4 BauGB und § 44 Abs. 5 BauGB und 
auf die Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 KSVG hinge­
wiesen worden.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs­
plan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Textteil (Teil B), der Begründung und dem 
Umweltbericht sowie der zusammenfassenden Er­
klärung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

	 Hüffler, den __.__.____  	

	 ________________
	 Der Ortsbürgermeister
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Nutzungsart
SOPV

Anlagenhöhe 
4 m

GRZ
max. 0,6

GR
max. 1.850 qm 

(gesamt)

1.	 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§ 11 BAUNVO

1.1	SONSTIGES SONDERGEBIET 
„PHOTOVOLTAIK“ (SOPV)

zulässig sind:

Siehe Plan.
Gem. § 11 BauNVO
Gebiet für die Errichtung einer Freiflächen- 
Photovoltaik-Anlage (SOPV).

1.	 Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie (Photovoltaik-Anlage).

2.	 Anlagen zur Speicherung solarer Energie.
3.	 Alle zum Betrieb der Photovoltaik-Anlage er­

forderlichen Anlagen, Funktionen, Bauteile, Zu­
fahrten, Zuleitungen, Zuwegungen, Zäune, 
Wechselrichter, Speicher, Transformatoren, Ersatz­
teilcontainer, Überwachungskameras.

4.	 Alle zur Entwässerung des Plangebietes notwen­
digen Infrastrukturen (z.B. Entwässerungsrinnen, 
-becken und -mulden) samt Zubehör.

BEDINGTE ZULÄSSIGKEIT IM BEREICH DER 
BAUVERBOTSZONE (40M) 

Siehe Plan. 
Innerhalb der Bauverbotszone zur Bundesautobahn A 
62 (A 62) sind Anlagen zur Erzeugung und Speiche­
rung von Strom aus solarer Strahlungsenergie (Photo­
voltaik-Anlage) erst nach Zustimmung/Genehmigung 
des Fernstraßen-Bundesamtes zulässig.

2.	 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16 - 21 
A BAUNVO

2.1	HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Photovoltaikmodule dürfen maximal 4 m über das 
heutige Gelände hinausragen. Die Unterkante der Mo­
dule darf eine Höhe von 0,8 m über natürlicher Gelän­
deoberkante nicht unterschreiten. Zäune sind bis zu 
einer Höhe von 3 m zulässig. Alle sonstigen Anlagen 
und Nebenanlagen (z.B. Trafogebäude) dürfen eine 
Höhe von 3,5 m nicht überschreiten. Anlagen für den 
Blitzschutz und Kameramasten zur Überwachung des 
Geländes dürfen eine Höhe von max. 6,5  m aufwei­
sen. Unterer Bezugspunkt ist die natürliche Gelände­
oberkante.

2.2	GRUNDFLÄCHENZAHL UND MAXIMAL 
VERSIEGELBARE GRUNDFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird für die Modulfläche 
als projizierte überbaubare Fläche auf 0,6 festgesetzt. 
Die GRZ bezieht sich auf das gesamte Sonstige Son­
dergebiet.

Die maximal versiegelbare Grundfläche (tatsächliche 
Bodenversiegelung durch Rammpfosten der Unterge­
stelle, Wechselrichter, Speicher, Transformatoren, Über­
gabestation, Zaunpfosten u.ä.) darf insgesamt maxi­
mal 1.850 qm betragen.

3.	 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 
BAUNVO

Siehe Plan.
Die überbaubare Grundstücksfläche wird im Plan mit­
tels Baugrenzen festgesetzt. Die PV-Modultische sind 
innerhalb der im Plan definierten Baugrenzen zu er­
richten.

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche dür­
fen außerdem alle zum Betrieb der Photovoltaik-An­
lagen erforderlichen Anlagen, Funktionen, Bauteile, 
Zuwegungen und Einfriedungen errichtet werden.

Des Weiteren dürfen innerhalb und außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche alle zur Entwässe­
rung des Plangebietes notwendigen Entwässerungs­
becken, -gräben und -mulden samt Zubehör ausge­
baut werden.

Zäune, Zuwegungen, Zuleitungen, Einfriedungen 
und Wechselrichter dürfen auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche errichtet werden. 

Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können.

4.	 FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG 
FREIZUHALTEN BZW. NUR EINGE-
SCHRÄNKT BEBAUBAR SIND; HIER: 
BAUBESCHRÄNKUNGSZONE (100M) 
UND BAUVERBOTSZONE (40M) SOWIE 
MINDESTABSTAND (20M) A 62 // 
BAUVERBOTSZONE (20M) L 360
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB

Siehe Plan.
Die entsprechend gekennzeichnete Bauverbots- und 
Baubeschränkungszone zur Bundesautobahn A 62 (A 
62) wird gem. § 9 FStrG sowie die Bauverbotszone 
zur L 360 gem. § 22 LStrG nachrichtlich übernommen 
und als Flächen, die nicht bzw. nur eingeschränkt be­
baubar sind, festgesetzt. 

Werbeanlagen, die den Verkehrsteilnehmer ablenken 
können und somit geeignet sind die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs zu gefährden, dürfen nicht 
errichtet werden. Das gilt auch für die Bauphase und 
in Bezug auf die zum Bau eingesetzten Geräte und 
Vorrichtungen. Hierbei genügt bereits eine abstrakte 
Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver­
kehrs. Auf § 33 StVO wird verwiesen. Die Errichtung 
von Werbeanlagen unterliegt ebenso der Genehmi­
gung oder Zustimmung des Fernstraßen-Bundesamtes.

Die Sichtflächen im Zufahrtsbereich zur L 360 sind von 
jeglicher Bebauung sowie jeder Sichtbehinderung (Be-
wuchs, Einfriedung usw.) über 0,80 m, gemessen über 
der jeweiligen Fahrbahnoberkante, freizuhalten.

5. 	 VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
WIRTSCHAFTSWEGE
	GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

6.	 FLÄCHEN UND MASSNAHMEN ZUM 
SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 
ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND 
LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Bodenkundliche Baubegleitung: 
Zur Sicherstellung des vorsorgenden Bodenschutzes 
ist während der Baumaßnahme eine bodenkundliche 
Baubegleitung (BBB) gemäß DIN 19639 „Boden­
schutz bei Planung und Durchführung von Bauvor­
haben“ durchzuführen. Die konkreten Schutzanforde­
rungen sind mit der zuständigen Bodenschutzbehörde 
abzustimmen.

öB: Zur Sicherstellung der Einhaltung und zur Koor­
dinierung der entwickelten Vermeidungs- und Mini­
mierungsmaßnahmen sind die Bauarbeiten inkl. der 
Baustelleneinrichtungen/-vorbereitungen durch eine 
ökologische Baubetreuung (öBB) zu begleiten.

Vermeidungsmaßnahme V1: Zur Vermeidung des Ein­
tritts des Tötungstatbestandes bezüglich der boden­
brütenden Feldlerche wird innerhalb des Baufelds eine 
verbindlich einzuhaltende bauzeitliche Beschränkung 
auf die Zeit außerhalb der artspezifischen Fortpflan­
zungszeit, die in Mitteleuropa i.d.R. den Zeitraum von 
Anfang April bis Ende Juli umfasst, vorgegeben. Um 
einen ausreichend großen Puffer einzuhalten und zu­
dem die vor der eigentlichen Fortpflanzung stattfin­
dende Balz- und Nestbauphase mit abzudecken, wird 
ein einzuhaltendes Bauzeitfenster von Mitte/Ende Au­
gust bis Ende Februar vorgegeben. Dies schließt die 
ggf. durchzuführende Baufeldräumung mit ein.

Alternativ können Vergrämungsmaßnahmen durchge-
führt werden, um eine Ansiedlung der Art innerhalb 
des Baufeldes bis zum Baubeginn zu verhindern. 
Hierzu ist der Aufwuchs im Baufeld dauerhaft und ggf. 
durch mehrmalige Mahd im Abstand von ca. 2 Wo­
chen ab Ende März bis Baubeginn (max. bis Mitte Au­
gust) kurz zu halten (Vegetationshöhe < 5 cm). Solche
Vergrämungsmaßnahmen sind auch bei einer länge­
ren Unterbrechung der aktiven Bautätigkeiten - soweit 
diese innerhalb der Fortpflanzungszeit der Feldlerche 
erfolgt und nach Ende der Fortpflanzungszeit wieder 
aufgenommen werden soll (s.o.) - durchzuführen. 

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun­
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge­
setze und Verordnungen:

•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394).

•	 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund­
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Arti­
kel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 323).

•	 Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

•	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser­
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge­
setzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
409).

•	 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 03. Juli 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 225, Nr. 340).

•	 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 
1206), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset­
zes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409).

•	 Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) in 
der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 07. Dezember 
2022 (GVBl. S. 403).

•	 Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 24. Mai 2023 (GVBl. S. 133).

•	 Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landesna­
turschutzgesetz - LNatSchG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 
283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

•	 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2005 
(GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

•	 Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 
1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 28. September 2021 (GVBl. S. 
543).

•	 Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan­
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08. April 2022 (GVBl. S. 118).

•	 Landesstraßengesetz (LStrG) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 1. August 1977 (GVBl. S. 273), 
zuletzt geändert durch Artikel 84 des Gesetzes vom 
07. Dezember 2022 (GVBl. S. 413).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Artenschutz
•	 Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzumtrieb­

splantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere 
Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock zu set­
zen. 

•	 Zur Verhinderung einer potenziellen Störung dämmerungs- und nachtaktiver Tiere durch Baustellenlärm und 
Scheinwerferlicht erfolgt eine tageszeitliche Bauzeitenbeschränkung: die Bautätigkeiten sind auf die Zeit zwi­
schen Sonnenaufgang und Sonnenuntergang beschränkt.

•	 Es ist - falls überhaupt notwendig - eine insektenfreundliche Beleuchtung des Baustellenbereichs zu beachten.
•	 Nach Abschluss der Bauarbeiten ist so nach entsprechender Bodenvorbereitung möglichst rasch eine stand­

ortgerechte gebietsheimische zertifizierte Regio-Saatgutmischung (RSM Regio) mit der regionalen Herkunft 
„Oberrheingraben mit Saarpfälzer Bergland“ (Herkunftsregion 9) und einem Mindestanteil an Kräutern von 
mindestens 30 % einzubringen. Es ist auch eine Mahdgut-Übertragung mit Frisch- oder Heumulch unter Nut­
zung von Mulchmaterial umgebender artenreicher Extensivwiesen (innerhalb desselben Naturraums) möglich. 
im Bedarfsfall kann eine Zwischen-Einsaat mit einjährigen Arten/einer Feldgrasmischung erfolgen.

•	 Schonung angrenzender Gehölzstrukturen: Beeinträchtigungen von dem Baufeld benachbarten Bäumen 
durch mechanische Verletzungen ober- und unterirdischer Teile (Krone, Äste, Stamm, Wurzeln) infolge des Ein­
satzes von Baufahrzeugen oder bei den Baustelleneinrichtungen sind zu vermeiden. Bei allen Baumaßnahmen 
und Baustelleneinrichtungen sind zum allgemeinen Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetations­
flächen die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnah­
men“ i.V.m. RAS-LP 4 „Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen“ und die 
„Zusätzlichen Technischen Vertragsbedingungen und Richtlinien für die Baumpflege“ (ZTV-Baumpflege der 
FLL), hier insbesondere Punkt 3.5 (Arbeiten im Wurzelbereich, Behandlung von Wurzelschäden) in der jeweils 
aktuellen Fassung zu beachten. In Bereichen, wo Bäume dicht am Baufeld stehen, sind diese fachgerecht vor 
Beschädigungen zu. Dies gilt insbesondere für den Wurzelbereich vorhandener Bäume (STU mehr als 30 cm) 
in Bereichen, die mit schwerem Gerät/Baustellenfahrzeugen befahren werden sowie randlich von Bodenarbei­
ten, insbesondere bei offenen Baugruben. Innerhalb offener Baugruben ist ggf. in Handschachtung zu arbei­
ten, um querende Wuzeln zu schonen bzw. fachmännisch zu behandeln. Angerissene Wurzeln sind sauber 
abzuschneiden und zu versorgen. Diese Arbeiten sind von Fachleuten durchzuführen.

•	 Bei in dichter Nachbarschaft zum Baufeld stehenden Bäumen, deren Äste in das Baufeld hineinragen, ist vor 
Beginn der Bauarbeiten das Lichtraumprofil freizuschneiden. Potenziell angerissene Äste sind sauber abzu­
schneiden und zu versorgen. Diese Arbeiten sind von Fachleuten durchzuführen.

HINWEISE

Örtliche Bauvorschriften (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)
•	 Die Photovoltaik-Anlage ist einzuzäunen. Zäune sind bis zu einer Höhe von 3 m zulässig. Die Zaunanlage um 

die Photovoltaik-Anlage ist so zu gestalten, dass sie für Klein- und Mittelsäuger durchlässig ist. Auf Sockel­
mauern sollte aus Gründen der Durchlässigkeit grundsätzlich verzichtet werden. Die Zaununterkante muss 
mindestens 20 cm über der Geländeoberfläche liegen. 

•	 Um die negativen Auswirkungen der Zaunanlage auf das Landschaftsbild möglichst zu minimieren, ist die 
Zaunanlage in gedeckten grünen Farbtönen (z.B. RAL 6002, RAL 6005 oder RAL 6009) zu halten.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBAUO)

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SOPV
SONSTIGES SONDERGEBIET „PHOTOVOLTAIK“ (SOPV)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 BAUNVO)

Anlagenhöhe HÖHE BAULICHER ANLAGEN, HIER: MAXIMALE HÖHE DER PHOTOVOLTAIK-ANLAGEN ÜBER ANSTEHENDEM GELÄNDE
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

GR MAXIMAL VERSIEGELBARE GRUNDFLÄCHE IM GESAMTEN SONSTIGEN SONDERGEBIET „PHOTOVOLTAIK“ (SOPV) 
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB U. § 23 ABS. 3 BAUNVO)

FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN BZW. NUR EINGESCHRÄNKT BEBAUBAR SIND; HIER: BAUBESCHRÄNKUNGSZONE (100M) UND BAUVERBOTSZONE (40M) SOWIE MINDESTABSTAND (20M) A 62 // BAUVERBOTSZONE 
(20M) L 360
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: WIRTSCHAFTSWEGE
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V / A / öB
MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT (V = VERMEIDUNGS- UND MINIMIERUNGSMASSNAHMEN; A = AUSGLEICHSMASSNAHMEN;  
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(§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB)
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BAURECHTLICH GENEHMIGTER TEILBEREICH (200 M)

GEMARKUNGSGRENZEN

Baugebiet Anlagenhöhe

Grundflächenzahl Grundfläche

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

Unterbrechungen der Bautätigkeit von bis zu drei Ta­
gen sind zulässig. Bei kontinuierlicher Bautätigkeit 
ist eine Vergrämung aufgrund des dauerhaften und 
regelmäßigen Baustellenbetriebes nicht erforderlich. 
Diesbezüglich hat eine enge Absprache mit der öko­
logischen Baubetreuung zu erfolgen.

Vermeidungsmaßnahme V2: Um der Feldlerche auch 
zukünftig eine Nutzung des Solarparkgebietes zu er­
möglichen, werden Gestaltungsmaßnahmen vorgege­
ben, die an die artspezifischen Lebensraumbedürfnisse 
der Feldlerche angepasst sind. Hierbei handelt es sich 
um ausreichend große modulfreie Teilflächen zwischen 
den Modulen in dem Bereich mit dem festgestellten 
Revierzentrum.

Um ausreichend große Freiflächen für die Feldlerche 
zu erhalten, werden im Umfeld des bei den Gelän­
dekartierungen nachgewiesenen Feldlerchen-Reviers 
zwei ca. 10 m x 50 m große Bereiche mit direktem 
Anschluss an die umgebenden Offenlandflächen als 
„Lerchen-/Grünfenster“ von einer Modulüberbauung 
freigehalten. 

Vermeidungsmaßnahme V3: Um der Feldlerche auch 
zukünftig eine Nutzung des Solarparkgebietes zu 
ermöglichen, werden Pflegemaßnahmen vorgege­
ben, die an die Lebensraumbedürfnisse der Feld­
lerche angepasst sind. Als zukünftige Unternutzung 
des Solarparks zwischen und unter sowie randlich 
der PV-Module wird eine extensive, aber regelmäßig 
durchzuführende Grünlandnutzung unter Beachtung 
einer Ausmagerung vorgegeben. Zur Vermeidung von 
dichter Bodenvegetation werden bei den Pflegemaß­
nahmen die Entfernung des Schnittguts aus der Fläche 
sowie der Verzicht auf Düngung vorgegeben. 

Vermeidungsmaßnahme V4: Zur Vermeidung von In­
dividuen- oder Gelegeverlusten der Feldlerche werden 
einzuhaltende Mahdzeitpunkte terminiert, die die art­
spezifische Brutzeit berücksichtigen. Die Mahd muss 
- ebenso wie jede maschinelle Bewirtschaftung sowie 
Bodenbearbeitung der Solarparkflächen - außerhalb 
des Zeitraumes 01.März bis 31. Juli durchgeführt wer­
den, d.h. die erste Mahd darf daher erst nach Beendi­
gung der Erstbrut der Art ab Anfang August erfolgen. 
Nur in ausgesprochenen Dürrejahren mit einer durch 
die Trockenheit erhöhten Wiesenbrandgefahr ist aus­
nahmsweise ein früherer Schnitt möglich. 

Ausgleichsmaßnahme A1: Durchführung einer extensi­
ven Dauergrünlandnutzung (extensive Wiesennutzung 
oder Schafbeweidung mit geringer Tier-Besatzdichte) - 
mäßig artenreiche Glatthaferwiese (EA1)

Innerhalb des Sondergebietes ist auf den nicht versie­
gelten oder anderweitig überplanten Flächen extensiv 
genutztes, möglichst arten- und blütenreiches Dauer­
grünland zu entwickeln.

Zur Umwandlung der aktuellen Ackerflächen in 
Dauergrünland ist zunächst eine Bodenvorberei­
tung durchzuführen. Nach dem Abmähen eventu­
ell bestehenden Vegetationsbewuchses mit Entfer­
nen des Mahdgutes von der Fläche (was bereits vor 
Beginn der Baustelleneinrichtung/ der Bauarbei­
ten erfolgen soll - siehe obige Beschreibung der 
Vermeidungsmaßnahmen) ist zur Verringerung der 
Diasporenbank von Ackerwildkräutern und Ruderal­
arten sowie zur Schaffung von geeigneten Etablie­
rungsstellen für die eingebrachten Diasporen der Bo­
den intensiv zu grubbern und danach für eine Einsaat 
vorzubereiten (Herstellung Feinplanum gemäß DIN 
18917). Um nicht zusätzlich Nährstoffe zu mobilisie­
ren sollte auf ein Pflügen der Fläche verzichtet wer­
den.

Zur kurzfristigen Entwicklung von extensivem Dauer­
grünland sowie aufgrund der auf größeren Flächenan­
teilen bestehenden Erosions-/Abschwemmungsgefahr 
ist zur schnelleren Entwicklung einer Vegetationsdecke  
eine möglichst rasche Wieseneinsaat mit dem Ein­
trag des gewünschten Zielartenspektrums notwendig. 
Hierzu soll flächig eine standortgerechte gebietsheimi­
sche zertifizierte Regio-Saatgutmischung (RSM-Regio) 
mit der zertifizierten regionalen Herkunft „Oberrhein­
graben mit Saarpfälzer Bergland“ (Herkunftsregion 9) 
(Frischwiese mittlerer Standorte ohne extreme Ausprä­
gung mit Mindestanteil an Kräutern von 30 %; mög­
lichst niedrig wachsende Arten) mit einer Ansaatdichte 
von (in Abhängigkeit von der Erosionsgefahr) 3-5(-7) 
g/m² aufgebracht werden. Zur leichteren Ansaat und 
um ein Entmischen der verschiedenen Korngrößen zu 
verhindern, sollte das Saatgut vor der Ausbringung 
auf ca. 10-20 g/m² mit Sojaschrot oder einem ähnli­
chen Trägerstoff (z.B. Sand, Maisspindelgranulat, etc.) 
aufgemischt werden. Die Ansaat erfolgt bis spätes­
tens Ende April bei absehbar nachfolgend geeigneten 
Witterungsbedingungen (sichere Wasserversorgung/
ausreichende Bodenfeuchte/ angekündigte Nieder­
schläge). Es ist auch eine Herbstaussaat möglich (je 
nach Witterung August bis Mitte September), wo­
bei dann jedoch bei der Saatgutmischung auf frost­
empfindliche sowie einjährige Arten zu verzichten ist. 
Idealerweise sollte vor Beginn einer feuchten Witte­
rungsphase gesät werden. Wichtig sind ein flaches 
Ausbringen des Saatgutes (0,5 cm, max. 1 - 2 cm tief; 
kein Einarbeiten, kein Drillen) und ein guter Boden­
abschluss (Fläche walzen).Bei trockenen Witterungs­
bedingungen müssen die Flächen bis zum Aufgehen 
der Ansaat gewässert werden (mindestens 6 Wochen 
durchgehende Feuchtigkeit).

Auf der bereits bestehenden Wiese ist - außer wenn 
es im Zusammenhang mit den Bauarbeiten zur Entste­
hung von größeren offenen Bodenstellen gekommen 
ist - kein gezielter Eintrag des Zielartenspektrums not­
wendig.

Nach der Bildung einer geschlossenen Vegetations- 
bedeckung soll eine regelmäßige extensive Pflege 
erfolgen. Die (zukünftigen) Wiesen sind - unter Be­
achtung der Habitatansprüche und Brutphänologie 
der Feldlerche - regelmäßig ein- bis maximal zwei­
mal pro Jahr außerhalb des Zeitraumes 01.März bis 
31. Juli (Hauptbrutsaison der Feldlerche) zu mähen. 
Grundsätzlich sind eine maschinelle Bewirtschaftung 
sowie eine Bodenbearbeitung der Solarparkflächen 
nur außerhalb dieses Zeitraums möglich. Einzige Aus­
nahme stellt die Ausbringung der Ansaat dar, falls 
diese im Frühjahr erfolgt (Mitte/Ende April).

Bei einem ersten Schnitt ab Anfang August kann ein 
zweiter Schnitt Mitte/Ende September erfolgen. Mög­
lich ist auch ein jährlich einmaliger Schnitt ab Septem­
ber. Die Schnitthöhe soll mindestens 15 cm betragen. 
Das Mahdgut ist (am besten erst nach der Trocknung) 
von der Fläche zu entfernen. Auf die Verwendung von 
Düngemitteln aller Art sowie den Einsatz von Pestizi­
den ist zu verzichten. Zur Entwicklung von immer wie­
der eingelagerten Blüh- und Altgrasstreifen hat eine 
kleinräumig differenzierte Pflege des Solarparkgebie­
tes zu erfolgen. An jährlich wechselnden Standorten 
sind auf ca. 10 % der Fläche Brachestreifen zwischen 
den Modulen stehen zu lassen.

In den ersten drei Jahren kann zur Beschleunigung 
der Aushagerung bzw. bei verstärktem Aufkommen 
unerwünschten Bewuchses wie übermäßig dominant 
wüchsigen Beikräutern/Ruderalarten (Weißer Gänse­
fuß, Ackerkratzdistel, etc.) zusätzlich ein Schröpfschnitt 
erfolgen. Dazu sind die betroffenen Teilflächen im zei­
tigen Frühjahr (März) oder ab Ende August bis Sep­
tember mit hoch eingestelltem Mähwerk (etwa 6 - 8

Autobahn GmbH des Bundes
•	 In dem geplanten Baubereich für den Solarpark können LWL-Leitungen der Autobahn GmbH des Bundes lie­

gen. In der Nähe unserer fernmeldetechnischen Einrichtungen/Trassen/ Streckenfernmeldekabeln muss mit 
besonderer Sorgfalt gearbeitet werden. Der Bestand oder der Betrieb der BAB-Anlagen darf durch die 
Baumaßnahme zu keiner Zeit gefährdet bzw. beeinträchtigt werden. Die Überfahrung/Überquerung der fern­
meldetechnischen Einrichtungen/Trassen/ Streckenfernmeldekabeln mit schwerem Gerät, ist erst nach vorhe­
riger Abdeckung mit Stahlplatten bzw. durch bauliche Sicherungsmaßnahmen möglich. Hierbei ist die Konst­
ruktion so zu wählen, dass durch die entstehende Drucklast auf die fernmeldetechnischen Einrichtungen/
Trassen/Streckenfernmeldekabeln keine Schäden entstehen. Da es sich bei Streckenfernmeldekabeln um sen­
sible Leitungsführungen handelt, muss während der Baumaßnahme dafür Sorge getragen werden, dass die 
Autobahn GmbH jederzeit ungehinderten Zugang zu den Einrichtungen hat. Gleichzeitig ist vom Antragsstel­
ler für den Zeitpunkt nach der Inbetriebnahme die Unbedenklichkeit für den Betrieb der technischen Einrich­
tungen zu gewährleisten. 

•	 Die Zuwegungen im Bereich der A62 werden durch den Betriebsdienst der Autobahn GmbH stark genutzt und 
müssen erhalten bleiben.

•	 Die Bundesrepublik Deutschland (Fernstraßen-Bundesamt) ist von Ansprüchen Dritter, die durch die Herstel­
lung und Nutzung des Bauvorhabens entstehen oder damit im Zusammenhang stehen, freizuhalten.

•	 Regen- und Schmutzwasser von den Solarmodulen oder sonstigen mit dem Vorhaben in Verbindung stehen­
den Bauten dürfen nicht in das Entwässerungssystem der Autobahn eingeleitet werden.

•	 Oberflächenwasser darf nicht auf das Gelände der Bundesrepublik Deutschland, Bundesstraßenverwaltung, 
gelangen.

•	 Die Zuwegung zu dem Grundstück des Bauvorhabens hat ausschließlich über das nachgeordnete Netz zu er-
folgen, eine direkte Zuwegung von oder zur Bundesautobahn ist, auch in der Zeit der Bauphase, nicht zu-läs­
sig. Auch die dauerhafte Zuwegung während der Laufzeit der Anlage (Wartung etc.)  sollte ausschließlich über 
das untergeordnete Netz erfolgen.   

•	 Ein Anspruch auf Entfernung von angrenzendem Straßenbegleitgrün besteht nicht. Dem vorangekündigten 
Betreten für Kontrollzwecke (Baumkontrolle) darf nicht widersprochen werden.

•	 Eine Blendwirkung der Verkehrsteilnehmer ist auszuschließen.

Baubeschränkungs- / Bauverbotszone / Mindestabstand BAB A 62
•	 Längs der Bundesautobahnen dürfen jegliche Hochbauten, einschließlich Nebenanlagen als solche, auch auf 

der nicht überbaubaren Grundstücksfläche innerhalb der 40 m-Anbauverbotszone gemäß § 9 Abs. 1 FStrG 
nicht errichtet werden. Dies gilt auch für Abgrabungen und Aufschüttungen größeren Umfangs.

•	 Gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen konkrete Bauvorhaben (auch baurechtlich verfahrensfreie Vorhaben) der 
Zustimmung/Genehmigung des Fernstraßen-Bundesamtes, wenn sie längs der Bundesautobahnen in einer 
Entfernung bis zu 100 m und längs der Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung der anliegenden 
Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 m, gemessen vom äußeren befestigten Rand der 
Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden.

•	 Für Photovoltaikanlagen gilt seit dem 29.12.2023 der § 9 Abs. 2c FStrG. Gemäß § 9 Abs. 2c S. 2 FStrG ist das 
Fernstraßen-Bundesamt im Genehmigungsverfahren für eine Photovoltaikanlage zu beteiligen, wenn diese 
Anlage längs einer Bundesautobahn in Entfernung bis zu 100 m oder längs einer Bundesstraße außerhalb der 
zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 m, jeweils 
gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet oder erheblich geändert werden soll. Bedarf 
eine Anlage nach § 9 Abs. 2c S. 1 FStrG keiner Genehmigung, hat der Vorhabenträger das Vorhaben vor Bau-
beginn bei der jeweils zuständigen Behörde nach § 9 Abs. 2c S. 2 FStrG anzuzeigen. Bei der Genehmigung, 
der Errichtung und dem Betrieb einer solchen Photovoltaikanlage sind gemäß § 9 Abs. 2c S. 4 FStrG einerseits 
die straßenrechtlichen Belange - die Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs, etwaige Ausbauabsichten und 
Maßnahmen der Straßenbaugestaltung - zu berücksichtigen. Andererseits sind auch die in § 2 des Erneuer­
bare-Energien-Gesetzes genannten Belange zu beachten.

•	 Das Fernstraßen-Bundesamt ist gemäß § 9 Abs. 2c FStrG im (Bau-)Genehmigungsverfahren zu beteiligen.
•	 Der Aufprallschutz für abkommende Fahrzeuge gemäß der Richtlinien für passiven Schutz an Straßen durch 

Fahrzeug-Rückhaltesysteme (RPS 2009) muss gewährleistet werden. Dies kann unter Berücksichtigung der 
Höhenunterschiede des Vorhabens zum äußeren befestigten Fahrbahnrand der Bundesautobahn einen Min­
destabstand zum Schutz abkommender Fahrzeuge erforderlich machen.

•	 Die Errichtung von Werbeanlagen ist nach § 9 Abs. 1 und 6 FStrG oder § 9 Abs. 2 i. V. m. Abs. 3 FStrG zu be­
urteilen und bedarf, auch bei temporärer Errichtung im Zuge von Bauarbeiten, der Genehmigung oder Zu­
stimmung des Fernstraßen-Bundesamtes. Bei der Errichtung von Werbeanlagen ist darauf zu achten, dass die 
Verkehrssicherheit auf der Bundesautobahn nicht beeinträchtigt wird. Werbeanlagen, die den Verkehrsteilneh­
mer ablenken können und somit geeignet sind, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu gefährden, 
dürfen nicht errichtet werden. Hierbei genügt bereits eine abstrakte Gefährdung der Sicherheit und Leichtig­
keit des Verkehrs. Auf §§ 33, 46 StVO wird verwiesen.

•	 Eine Gefährdung der Verkehrsteilnehmer auf der BAB durch Blendwirkung der geplanten Photovoltaikanlage 
ist zu verhindern. Dies ist durch ein geeignetes Gutachten oder einen anderen wissenschaftlich fundierten 
Nachweis zu belegen und in Form von ggf. notwendigen Blendschutzmaßnahmen umzusetzen

•	 Zur Brandvermeidung und Brandbekämpfung im Falle eines Brandes sind schlüssige Ausführungen, ohne ge­
steigerte Risiken für die straßenrechtlichen Belange (insb. zur Zuwegung zu der Anlage über das nachgeord­
nete Netz), vorzutragen.

•	 Bezüglich der möglichen Errichtung von Zäunen – insbesondere zur Einfriedung – wird auf § 11 Abs. 2 FStrG 
verwiesen. Danach dürfen Anpflanzungen, Zäune, Stapel, Haufen und andere mit dem Grundstück nicht fest 
verbundene Einrichtungen nicht angelegt werden, wenn sie die Verkehrssicherheit (konkret) beeinträchtigen. 
Soweit sie bereits vorhanden sind, haben die Eigentümer ihre Beseitigung zu dulden.

Baugenehmigung
•	 Für den in der Planzeichnung entsprechend gekennzeichneten Bereich (blaue Balkenlinie) wurde mit Schrei­

ben vom 15.05.2025 (AZ:5/54/ BV.-Nr. 0150/2024) aufgrund der §§ 58 - 61 und 70 der Landesbauordnung 
von Rheinland-Pfalz (LBauO) von 24.11.1998 (GVBI. S. 365), in der zurzeit geltenden Fassung, unbeschadet 
der privaten Rechte Dritter die Baugenehmigung erteilt.

Bergbau /Altbergbau
•	 Die Prüfung der dem Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) vorliegenden Unterlagen 

ergab, dass das Plangebiet im Bereich des auf Steinkohle verliehenen, bereits erloschenen Bergwerksfeldes 
„Hans-Zeche“ liegt. Aktuelle Kenntnisse über die letzte Eigentümerin liegen nicht vor. 

•	 Aus den vorhandenen Unterlagen geht hervor, dass in dem Planungsbereich kein Altbergbau dokumentiert ist.
•	 Die Gewinnung von Rohstoffen in tages- bzw. oberflächennahen Bereichen (von 0 - 30 m bzw. von 30 - 50 

m) kann sich zeitlich uneingeschränkt jederzeit auf die Tagesoberfläche auswirken (z.B. Setzungen, Senkungen 
oder Tagesbrüche). Negative Auswirkungen des ehemaligen Bergbaus (Bodensetzungen und Sackungen) sind 
nicht mit letzter Sicherheit auszuschließen. Es ist zu beachten, dass die Unterlagen des Landesamtes für Geo­
logie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben, da grundsätzlich die 
Möglichkeit besteht, dass nicht dokumentierter historischer Bergbau stattgefunden haben kann, Unterlagen 
im Laufe der Zeit nicht überliefert wurden bzw. durch Brände oder Kriege verloren gingen.

•	 Nach den vorliegenden geologischen Informationen stehen im Bereich des Planungsgeländes voraussichtlich 
oberflächennah Sedimentgesteine des Rotliegend an. Diese setzen sich hier vorwiegend aus einer Wechsel­
folge von Ton- und Sandsteinen zusammen. Weiter können bereichsweise geringmächtige Kohlenflöze und 
Kalkstein vorkommen. Insbesondere die Tonsteine sind für ihre Rutschungs- und Wasserempfindlichkeit be­
kannt. 

•	 Im Zuge der baulichen Eingriffe sollte auf die genannten Gegebenheiten geachtet werden.
•	 Hierzu wird eine gutachterliche Begleitung empfohlen.

Bodenschutz
•	 Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind unmittelbar keine Altablagerungen, Altstandorte, schädli­

che Bodenveränderungen oder Verdachtsflächen bekannt (nachsorgender Bodenschutz).
•	 Sofern bei Ihnen Erkenntnisse über abgelagerte Abfälle (Altablagerungen), stillgelegte Anlagen, bei denen mit 

umweltgefährlichen Stoffen umgegangen wurde (Altstandorte) oder gefahrverdächtige Beeinträchtigungen 
der Bodenfunktionen wie z.B. Schadstoffverunreinigungen, Bodenverdichtungen oder -erosionen (Verdachts­
flächen bzw. schädliche Bodenveränderungen) vorliegen, sollten diese auf ihre Umweltauswirkungen (Ge­
fährdungspfade Boden, Wasser, Luft) hin überprüft werden.

•	 Das Baufeld ist auf das Minimum zu beschränken.
•	 Das Baufeld ist vor Beginn der Bauarbeiten nach außen hin abzuflattern.
•	 Vor Beginn der Baustelleneinrichtung und der Bauarbeiten ist evtl. vorhandener Vegetationsbewuchs auf den 

betroffenen Flächen zu entfernen bzw. kurzzuschneiden.
•	 Bei den Bauarbeiten sind Bodeneingriffe und Bodenbewegungen auf das unbedingt notwendige Maß zu be­

schränken, damit die vorhandene Schutzfunktion der Deckschichten weitestgehend erhalten bleibt. Deck­
schichten sind zügig wiederherzustellen, damit die belebte Bodenzone sich baldmöglichst wieder ausbilden 
kann.

•	 Vorhandene Oberbodenschichten dürfen nicht unnötig abgeschoben werden.
•	 Eine Entfernung von Gehölzstrukturen und Einzelbäumen zur Schaffung von Baustelleneinrichtungs- und La­

gerflächen ist verboten.
•	 Abgrabungen und Aufschüttungen sind auf das absolut notwendige Maß zu beschränken und nur zum Aus­

gleich von größeren Unebenheiten erlaubt.
•	 Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-

1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen.
•	 Bei allen Bodenarbeiten ist ein von allen anderen Bodenbewegungen gesonderter Abtrag des (mit Wurzeln 

und anderen Pflanzenteilen durchsetzten) Oberbodens und Unterbodens durchzuführen. Eine Vermischung 
mit bodenfremden Stoffen ist zwingend zu vermeiden. Die jeweils gültigen Regelwerke (ATV DIN 18320 „VOB 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen - Teil C: Allgemeine Technische Vertragsbedingungen für 
Bauleistungen (ATV) - Landschaftsbauarbeiten“, DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Boden­
arbeiten“ (schonender Umgang mit Oberboden), DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ sowie DIN 
19639 - Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben) sind zu beachten.

•	 Die Sicherung des Ober- und Unterbodens ist gemäß § 202 BauGB unter Beachtung der DIN 18915 „Boden­
arbeiten“ und DIN 18320 „Landschaftsbauarbeiten“ vorzunehmen. Großflächig ausgehobener Boden ist bis 
zu seiner Wiederverwertung fachgerecht abseits vom unmittelbaren Baubetrieb auf geordneten Mieten zwi­
schenzulagern, vor Verdichtung und Verunreinigung zu schützen und so weit wie möglich wiederzuverwen­
den. Bei einer Lagerzeit von mehr als acht Wochen ist eine Pflege durch Ansaat einjähriger Arten (z.B. Poa 
annua) durchzuführen. Oberbodenmieten dürfen maximal zwei Meter, Unterbodenmieten maximal drei Meter 
hoch sein.

•	 Bodenmaterial und Baumaterial/Baustoffe sind getrennt voneinander zu lagern
•	 Ein Bodenauftrag/Wiedereintrag von Bodenmaterial erfolgt entsprechend der ursprünglichen Horizontierung/

Schichtung vor Kopf. Auf den Einsatz schiebender Fahrzeuge (Planierraupe/Schubraupe) ist zu verzichten.
•	 Etwaige anfallende Verdrängungs- und Überschusserdmassen sind, soweit sie nicht vor Ort eingebaut werden, 

abzufahren und fachgerecht zu entsorgen.
•	 Aus Gründen des vorsorgenden Bodenschutzes ist vor dem Hintergrund der stellenweise großflächig be­

stehenden (sehr) hohen Erosionsgefährdung, der Möglichkeit von Hangrutschungen sowie der an mehreren 
Stellen bestehenden Gefahr einer Abflusskonzentration mit Sturzfluten bei Starkregen während der Bauarbei­
ten eine ganze Reihe von Maßnahme zu berücksichtigen mit dem Ziel, unkontrollierten verstärkten Abfluss 
von Regenwasser, die Bildung von Abflussrinnen sowie größere Bodenabschwemmungen zu verhindern:
•	 Die Bauarbeiten und das Befahren des Eingriffgebietes mit schweren Baufahrzeugen sollte so weit wie 

möglich nur bei geeigneten Witterungs-/Bodenbedingungen erfolgen, d.h. bei ausreichend trockenen Wit­
terungsbedingungen und Bodenverhältnissen sowie bei Bodenfrost, um Bodenbeeinträchtigungen sowie 
die Gefahr von Bodenverdichtungen (und infolgedessen Bodenvernässung) zu minimeren.
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•	 So weit wie möglich sind in den erosions- bzw. sturzflutgefährdeten Bereichen bei den Bauarbeiten boden­
schonende Maschinen und Fahrzeuge mit möglichst geringem Gesamtgewicht und möglichst geringer 
Bodenpressung, auf offenem Boden mit bodenschonenden Laufwerken einzusetzen (Kettenfahrzeuge mit 
möglichst geringem Gesamtgewicht und niedriger Flächenpressung oder Radfahrzeuge mit Breit- und 
Terrareifen).

•	 Zur Erhöhung der Bodenstabilität ist über die gesamte Bauzeit hinweg auf erosionsgefährdeten Flächen 
für eine durchgängige Begrünung des Bodens zu sorgen. Auf den aktuellen Ackerflächen hat daher vor 
Baubeginn eine Zwischen-Einsaat mit einjährigen Grasarten (z.B. Poa annua) oder mit einer Feldgrasmi­
schung zu erfolgen, so dass sich während der Bauarbeiten eine dichte Grasnarbe etablieren kann.

•	 Eine Ein-/Abschwemmung von Erde/Schotter/Sand/Feinsedimenten während des Baustellenbetriebs in an­
grenzende/benachbarte Gebiete muss ebenso wie Hangrutschungen verhindert werden. Ggf. sind geeig­
nete Schutzwälle oder Bodenschwellen zum Abhalten potenzieller Abschwemmmassen zu errichten. Bei 
Bedarf sind ergänzend technische Erosionsschutzmaßnahmen (z.B. Folienabdeckung, Auslegen von Jute­
matten, etc.) durchzuführen. 

•	 Vor Baubeginn sollte ein Baugrundgutachten eingeholt und die Baugrundverhältnisse sowie die Tragfähig­
keit des Bodens untersucht werden.

•	 Baumaterial muss auf befestigten Flächen gelagert werden.
•	 In Bereichen, die durch häufige Überfahrten und/oder schwere Maschinen und Lasten beansprucht werden, 

sind mobile/temporär befestigte Baustraßen und Baustelleneinrichtungen anzulegen. Neben Lastverteilungs­
platten wie Bodenschutzplatten oder Baggermatratzen kann eine Bodenbefestigung mit Schotter oder Recy­
cling-Material erfolgen (mindestens 30 cm mächtige Schicht). Zwischen Boden und Fremdmasse ist ein reiß­
festes Trennvlies/Geotextil der Robustheitsklasse ≥ GRK 3 (mit 50 cm Überstand an den Rändern) zur Tren­
nung sowie zur Verhinderung der Durchmischung von Bodenschichten zu verlegen. Dies gilt insbesondere bei 
mittels Fremdmaterial befestigten Baustraßen und BE-Flächen, damit die Fremdmaterialauflage nach Ab­
schluss der Bauarbeiten möglichst schonend wieder zurückgebaut werden kann.

•	 Auf nicht stark erosionsgefährdeten Flächen bzw. in Bereichen ohne Starkregengefährdungspotenzial können 
Baustraßen und Baustelleneinrichtungen auf dem bewachsenen Oberboden errichtet werden. Bei Verwen­
dung kleiner Raupenfahrzeuge mit geringem Gewicht und Flächendruck kann auf Baustraßen verzichtet wer­
den.

•	 Falls temporär befestigte Baustraßen und BE-Flächen angelegt werden, sind diese nach Abschluss der Bau­
arbeiten inkl. Trennvlies vollständig wieder zurückzubauen.

•	 Bei Fremdmassenbedarf (z.B. temporär befestigte Baustraßen und Baustelleneinrichtung, potenziell mit 
Fremdmassen aufzufüllende Gruben bei Leitungsverlegungen) sind umwelttechnisch unbedenkliche Materia­
lien zu verwenden.

•	 Verursachte Verdichtungen des Bodens in Folge des Baustellenbetriebs sind durch Lockerungsmaßnahmen 
nach Abschluss der Bauarbeiten zu beheben.

•	 Bei der Baustelleneinrichtung und der Baudurchführung sind die einschlägigen Gesetze und Verordnungen 
zum Grundwasserschutz zu beachten. Insbesondere die entsprechenden Sicherheitsvorschriften zur Vermei­
dung des Austritts von Öl und anderen Schmierstoffen sowie zur Vermeidung schädlicher Stoffeinträge in das 
Erdreich sind zu beachten. Sämtliche Arbeiten sind so durchzuführen, dass eine Boden- und Grundwasserver­
unreinigung ausgeschlossen ist. Anfallendes behandlungsbedürftiges Abwasser ist zu sammeln und ordnungs­
gemäß zu beseitigen.

•	 Eine ggf. notwendige Betankung und Wartung sowie ein längeres Parken/Abstellen der Baufahrzeuge und 
-maschinen darf nur auf befestigtem/versiegeltem Untergrund außerhalb von Waldflächen/Gehölzbeständen 
erfolgen.

•	 Kraftstoffe, Hydraulik- und Mineralöle sind nur auf befestigten und gegenüber dem Untergrund abgedichteten 
Flächen in dafür zulässigen Behältnissen zu lagern.

•	 Die Baumaschinen und -fahrzeuge sind täglich auf austretende Schmier- und Treibstoffe sowie auf die Dicht­
heit aller Leitungssysteme mit wassergefährdenden Stoffen zu kontrollieren.

•	 Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind Auffangwannen einzusetzen.

Brandschutz
•	 Es ist eine ausreichende Löschwasserversorgung sicherzustellen.

Denkmalschutz
•	 Es gilt allgemein die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht für archäologische Funde bzw. Befunde 

gem. § 16 - 21 DSchG Rheinland-Pfalz.
•	 In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie sind im Geltungsbereich der Planung zwei 

archäologische Fundstellen verzeichnet. Es handelt sich dabei um allgemein vorgeschichtliche und hallstatt­
zeitliche Grabfunde (Fundstelle Hüffler 2) sowie den Verlauf einer Altstraße (Fundstelle Hüffler 4). Es ist jedoch 
nicht davon auszugehen, dass das Vorhaben die genannten Fundstellen berührt.

•	 Es ist jedoch nur ein geringer Teil der tatsächlich im Boden vorhandenen, archäologischen Denkmale bekannt. 
Eine Zustimmung der Direktion Landesarchäologie ist daher grundsätzlich an die Übernahme folgender Auf­
lagen gebunden:
1.	 Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die §§ 17 und 18 des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) 

vom 23.3.1978 (GVBI., 1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 
(GVBI. S. 543), hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, archäologische Fund unverzüglich zu 
melden, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen 
Verlust zu sichern.

2.	 Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch nicht von 
der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE.

3.	 Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein 
angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere Rettungsgrabungen, in Absprache mit den aus­
führenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend 
durchführen können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwen­
digen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erfor­
derlich.

•	 Die Direktion Landesarchäologie ist an den weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen, da jederzeit bisher un­
bekannte Fundstellen in Erscheinung treten können.

•	 Außerdem wird darauf hingewiesen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler (wie 
Grenzsteine) befinden können. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen von Planierungen 
o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt werden.

Starkregenvorsorge
•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund von 

Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grundstücks­
gestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken. Der Grad der Gefährdung durch Starkregenereig­
nisse ist im Zuge der Bauausführung anhand weiterer Daten näher zu untersuchen. Gemäß § 5 Abs. 2 WHG 
ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz 
vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen. 

•	 Um der Herausforderung zunehmender Starkregenereignisse zu begegnen, bietet das Land Rheinland-Pfalz 
landesweite Informationskarten an, die auf Basis von Berechnungen auf die Gefahren von Sturzfluten nach 
extremen Regenfällen hinweisen. Regionale Unterschiede von Niederschlagsereignissen werden dabei be­
trachtet.

•	 Bei den Sturzflutgefahrenkarten wird die Darstellung von Wassertiefen, Fließgeschwindigkeiten und -richtun­
gen von oberflächlichem Wasser, das infolge von Starkregen abfließt, durch die Betrachtung verschiedener 
Szenarien mit unterschiedlichen Regenhöhen und -dauern ermöglicht. Grundlage dieser Karten ist der einheit­
liche „Stark-Regen-lndex“ (SRI). Das Basisszenario „Außergewöhnliche Starkregenereignisse“ (SRI 7) geht 
von 40 - 47 mm Niederschlag innerhalb einer Stunde aus, was in etwa der Wahrscheinlichkeit eines hundert­
jährlichen Hochwassers (HQ100) entspricht. Zusätzlich liefern die Szenarien „Extreme Starkregenereignisse“ 
weitere Einblicke.

•	 Bei Starkregenereignissen besteht die Möglichkeit, dass überall Oberflächenabfluss auftritt. Dabei können sich 
in Mulden, Rinnen oder Senken höhere Wassertiefen und schnellere Fließgeschwindigkeiten entwickeln. Aus 
diesem Grund ist es wichtig, stets die örtlichen Oberflächenstrukturen und die gegebenen Bedingungen zu 
berücksichtigen. Die Sturzflutgefahrenkarten sind unter dem Link https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/
servlet/is/10360/ einsehbar. 

•	 Da bislang kein örtliches Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept existiert, sind aktuell keine weiterge­
henden Maßnahmen durch die Kommune geplant. Um der Selbstverpflichtung gem. § 5 Abs. 2 WHG gerecht 
zu werden, wird empfohlen, die Informationskarten des Landes, sowie die tatsächlichen Abflussbahnen vor 
Ort zu überprüfen und die Gefährdung in der Detailplanung zu berücksichtigen.

Geologiedatengesetz (GeolDG)
•	 Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologischen Untersuchung spätes­

tens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) 
anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht 
das Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz unter https://geoldg.
lgb-rlp.de zur Verfügung. Die Übermittlungspflicht obliegt dem Antragsteller bzw. seinen Beauftragten (z. B. 
Ingenieurbüro, Bohrfirma).

Landesbetrieb Mobilität Kaiserslautern
•	 Die notwendige straßenbaubehördliche Zustimmung gern. §§ 22 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 5 und 23 Landes­

straßengesetz (LStrG RLP) wird mit nachfolgend aufgeführten Auflagen und Bedingungen (Nebenbestimmun­
gen) in Aussicht gestellt:

•	 Zum jetzigen Zeitpunkt ist mit einer Zufahrt bei ca. Station 3,030 zwischen Netzknoten 6510 004 und Netz­
knoten 6410 029 zur L 360 zu rechnen. Dieser Erschließungspunkt befindet sich außerhalb von Ortsdurch­
fahrten an der freien Strecke der L 360.

•	 Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei Zufahrten zu klassifizierten Straßen außerhalb von Ortsdurch­
fahrten um Sondernutzungen i. S. d. §§ 43 i.V.m. 41 ff. LStrG handelt, die unserer Erlaubnis bedürfen. Es ist 
folglich ein Antrag auf Erteilung dieser Sondernutzungserlaubnisse beim LBM Kaiserslautern zu stellen (die 
Sondernutzung ist zwei Monate vor Baubeginn zu beantragen). Der Betreiber der Photovoltaikanlage sollte 
hierauf frühzeitig aufmerksam gemacht werden. Es werden auch jährliche Gebühren im Rahmen der Sonder­
nutzung festgelegt. 

•	 Die Zuwegungen zu klassifizierten Straßen sind mit der zuständigen Straßenmeisterei Kusel abzustimmen und 
nach deren Weisung herzustellen (u. a. bituminöse Befestigung).

•	 In den Einmündungsbereichen sind die für die Verkehrssicherheit erforderlichen Sichtflächen einzuplanen. Die 
Sichtdreiecke sind nach den allgemein gültigen Richtlinien zu bemessen, gänzlich in den räumlichen Geltungs­
bereich mit einzubeziehen und mit der entsprechenden Bemaßung zu versehen.

•	 Aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs wird empfohlen, Ein- und Ausfahrten lediglich aus 
bzw. in Richtung Schellweiler vorzunehmen.

•	 Entlang der L 360 ist die absolute Bauverbotszone gemäß § 22 LStrG (20 m, gemessen vom äußeren Rand 
der befestigten Fahrbahn der L 360) einzuhalten. Dies gilt ebenfalls für Werbeanlagen.

•	 Die Verkehrssicherheit darf unter keinen Umständen durch z.B. Ablenkung, Blendeinwirkungen bzw. Reflexio­
nen der PV-FFA gefährdet werden.

•	 Es wird sich vorbehalten, falls sich negative Auswirkungen nach dem Bau der Anlage auf den Verkehr ergeben, 
ein entsprechendes Blendgutachten auf Kosten des Veranlassers anzufordern. Ggfls. werden dann zur Ver­
meidung etwaiger Blendeinwirkungen baulicher Maßnahmen gefordert (ebenfalls zu Lasten des Antragstel­
lers).

cm) zu mähen/mulchen. Bei starker Aufwuchsmasse 
muss der Schröpfschnitt als Mahd mit Entfernung des 
Mahdgutes erfolgen. Ansonsten kann das Schnittgut 
auf der Fläche verbleiben.

In den Randbereichen entlang der Zäune werden an 
Insekten reiche Staudensäume entwickelt. Diese sollen 
- nach der Saatgut-Aufbringung wie oben beschrie­
ben - im dreijährigen Abstand vor dem ersten Brut­
geschäft der Feldlerche bis spätestens 1. Märzoder 
nach der Fortpflanzungsphase ab September gemäht 
werden. Es ist eine Schnitthöhe von mindestens 20 
cm sowie der Verzicht auf die Einbringung von Dün­
gemitteln und Pestiziden zu beachten. Möglich sind in 
diesen Bereichen - und ebenso streifenweise zwischen 
den Modulen - auch Blühstreifen. Diese sind mittels 
Ansaat einer arten- und blütenreichen Regio-Saatgut­
mischung (RSM Regio) aus regionaltypischen, mög­
lichst mehrjährigen, niedrigwüchsigen Wildpflanzen­
arten ohne oder mit maximal 10 % Grasanteil mit der 
zertifizierten regionalen Herkunft „Oberrheingraben 
mit Saarpfälzer Bergland“ (Herkunftsregion 9) und 
einer Ansaatmenge von ca. 4 -7 kg/ha zu entwickeln. 
Um eine unerwünschte Entmischung zu vermeiden 
und ein gleichmäßiges Ausbringen zu gewährleisten, 
sollte das Saatgut mittels Füllstoff (z.B. Sojaschrot) auf 
ca. 100 kg/ha gestreckt werden. Behelfsmäßig kann 
die Mischung auch zur Hälfte mit Leinsamen oder 
Getreide versetzt werden. Um vielfältige Strukturen 
zu erhalten und die Blühaspekte zu verlängern, sind 
auch hier Pflegeschnitte durchzuführen mit - unter Be­
achtung der Brutphänologie der Feldlerche - einem 
frühesten ersten Schnitt ab Anfang August mit einer 
Schnitthöhe von mindestens 15 cm.

Es ist auch eine Extensivbeweidung mit Schafen 
(Landschaftspflegerasse) mit einem Besatz von maxi­
mal 2 GVE/ha und Jahr mit maximal zwei Weidegän­
gen möglich mit einer frühesten ersten Beweidung 
ab ca. Mitte Juli und mindestens 6 Wochen Pause bis 
zur zweiten Beweidung. Optimal sind eine abschnitts­
weise Beweidung und eine Umstellung der Tiere, so­
bald die Aufwuchshöhe ca. 5 cm unterschreitet. Ab 
Oktober/November soll zur Regeneration der Fläche 
keine Beweidung mehr erfolgen. Es kommt auch eine 
Frühjahrsbeweidung bis Ende März mit Schafen in Be­
tracht.

Diese extensive Grünlandnutzung ist für den komplet­
ten Zeitraum der photovoltaischen Nutzung des Ge­
bietes durchzuführen.

Entwicklungsziel ist sowohl eine extensiv genutzte, 
möglichst arten- und blütenreiche Glatthaferwiese 
(EA1) als auch eine (Mäh)Weide mit dem Ziel eines 
(mäßig) artenreichen Dauergrünlands (EB2). Aufgrund 
der bestehenden Vorbelastungen in Folge der lang­
jährigen Ackernutzung sowie der auf einem größeren 
Flächenanteil bestehenden Beeinträchtigungen in­
folge der Beschattungseffekte sowie der technischen 
Überprägung wird als Entwicklungszustand von einer 
„mäßig artenreichen Glatthaferwiese“ (EA1) bzw. 
„mäßig artenreichen (Mäh)Weide“ (EB2) ausgegan­
gen.

Durch die vorgegebene Einsaat von Regio-Saatgut mit 
dem anschließenden Pflegeregime kann davon aus­
gegangen werden, dass sich der Zielzustand ((mäßig) 
artenreiche Glatthaferwiese) in einem Zeitraum von 
5-10 Jahren erreichen lässt. 

7.	 ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND 
SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB

Die innerhalb der entsprechend gekennzeichneten Flä­
che bestehenden Gehölzbestände sind zu dauerhaft 
erhalten.

8.	 RÜCKBAUVERPFLICHTUNG UND 
FOLGENUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 2 BAUGB

Die festgesetzten Nutzungen sind nur so lange zu­
lässig, wie die Photovoltaik-Anlage betrieben wird. 
Nach Betriebsende ist diese innerhalb von zwei Jah­
ren einschließlich aller Nebeneinrichtungen und Fun­
damente zurückzubauen. Ein Repowering der An­
lage gilt nicht als Betriebsende und bleibt von der 
Rückbauverpflichtung unberührt. Als Folgenutzung 
wird eine Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt.

9.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

•	 Zur Regelung der Entwässerung ist dem LBM Kaiserslautern ein entsprechendes Entwässerungskonzept vor­
zulegen bei dem u. a. nachgewiesen wird, dass den Straßengrundstücken sowie den straßeneigenen Entwäs­
serungsanlagen der L 360 (evtl. auch mit Rad- und Gehweg) kein Oberflächen- bzw. sonstiges Wasser zuge­
leitet wird und deren Abläufe nicht behindert werden.

•	 Etwaige Zufahrten zu klassifizierten Straßen sind entsprechend zu beschildern.
•	 Innerhalb der Bauverbotszone dürfen Ver- und Entsorgungs- bzw. sonstige Leitungen nur mit ausdrücklicher 

Zustimmung des LBM Kaiserslautern verlegt werden.
•	 Das Errichten von Werbeanlagen bedarf innerhalb einer Entfernung von 40 m zum befestigten Fahrbahnrand 

der L 360 (Baubeschränkungszone) der Zustimmung der Straßenbaubehörde.
•	 Es wird darauf hingewiesen, dass vom Antragsteller Beschädigungen an den öffentlichen Straßen (Fahrbah­

nen, Bankette, Entwässerungseinrichtungen etc.) in unserem Zuständigkeitsbereich (Definition siehe §§ 1ff 
Landesstraßengesetz (LStrG) bzw. Bundesfernstraßengesetz (FStrG)) und deren Straßenausstattung (Schutz­
planken, Verkehrszeichen, etc), die bedingt durch den Bau und den Betrieb der Anlagen entstehen können, 
grundsätzlich, ggfls. auch durch präventive Maßnahmen, zu vermeiden sind. Sollten dennoch Schäden im 
Zuge dieser Straßen auftreten, insbesondere während der Bauphase beim Einsatz von Schwerverkehr, sind 
diese vom Antragsteller umgehend zu beseitigen bzw. dem Straßenbaulastträger zu ersetzen. Je nach Scha­
densbild kann dies auch eine ggfls. umfangreiche, großflächige und eine evtl. substantielle Sanierung (Erneue­
rung) der Straße zur Folge haben.

•	 Den Umfang der erforderlichen Sanierungsarbeiten legt der Straßenbaulastträger fest.
•	 Evtl. benötigte Schleppkurven (Eckausrundungen) sind nach Inbetriebnahme der Anlagegrundsätzlich auf dem 

Straßengrundstück in den ursprünglichen Zustand zu versetzen (Bankett, Entwässerungsmulde etc.).
•	 Diese Rückbauverpflichtung gilt für alle baulichen Veränderungen an Straßenbestandteilen, die im Zuge der 

Baumaßnahme umgesetzt werden (z.B. Rückbau von Kurvenaufweitungen).
•	 Sofern Verkehrsbehinderungen, insbesondere während der Bauphase im Zuge der klassifizierten Straßen, zu 

erwarten sind, ist die örtlich zuständige Verkehrsbehörde und ggfls. die Polizei hinsichtlich der erforderlichen 
verkehrsrechtlichen Maßnahmen zu hören (auch dann, wenn z.B. auf Grund eines geringen Straßenquer­
schnitts kurzfristige Vollsperrungen zur Abwicklung des Baustellenverkehrs notwendig werden).

•	 Es wird ferner darauf hingewiesen, dass Schwer- u. Großtransporte Ausnahmegenehmigungen nach §§ 29 
Abs. 3 und 46 Abs. 1 StVO bedürfen.

Nachbarschaftsrecht
•	 Gemäß § 42 Nachbarschaftsgesetz Rheinland-Pfalz müssen Einfriedigungen vorn der Grenze eines landwirt­

schaftlich genutzten Grundstückes, das außerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils liegt und nicht 
in einem Bebauungsplan als Bauland zugewiesen ist, auf Verlangen des Nachbarn 0,5 m zurückgesetzt wer­
den. Einfriedungen müssen von der Grenze eines Wirtschaftsweges 0,5 m zurückgesetzt werden.

Oberflächenentwässerung
•	 Das im Gebiet auf den Modulen und baulichen Anlagen anfallende Regenwasser wird so weit wie möglich 

direkt vor Ort über die belebte Bodenzone zur Versickerung gebracht (breitflächiges Abtropfen/-laufen des 
anfallenden Oberflächenwassers über die geneigten PV-Module auf den anstehenden Boden). Auf erosions­
anfälligen Standorten sind Vorrichtungen zur Verteilung des an der untersten Tropfkante anfallenden Regen­
wassers vor-zusehen (z. B. Lochbleche).

•	 Gegebenenfalls sind bei der Gefahr eines zu starken (konzentrierten) oberflächigen Regenwasserabflusses 
von den Modulen mit der Bildung von Erosionsrinnen und Ab-/Einschwemmungen in benachbarte Gebiete 
spezielle Maßnahmen zur Sicherstellung eines verzögerten Abflusses von Niederschlagswasser zu ergreifen. 
Dies kann zum einen durch eine Fassung und gezielte Ableitung des auf den Modulflächen anfallen-den Nie­
derschlagswassers erfolgen (z.B. unterhalb der Abtropfkanten der Modultischen Anlage von naturnah gestal­
teten, grasbewachsenen Entwässerungsrinnen/-becken oder Geländemulden). Evtl. notwendige Entwässe­
rungsgräben oder Versickerungsmulden innerhalb des Solarparkgebiets sind in naturnaher Form zu gestalten, 
eine Schotterung ist nur in Ausnahmefällen kleinflächig zulässig. Alternativ können unterhalb der Tropfkanten 
der PV-Module Jutematten als Erosionsschutz verlegt werden.

•	 Auf den Flächen, in denen die Gefahr einer verstärkten Bodenerosion be-steht, ist auf eine ganzjährig ge­
schlossene Vegetationsdecke zu achten. Im Vergleich mit der aktuellen großflächigen Ackernutzung wird dies 
zu einer deutlichen Verringerung der Erosionsgefahr führen.

•	 In den Bereichen, in denen die Gefahr einer Abflusskonzentration bei Starkregen besteht, soll durch eine Frei­
haltung vor Überbauung oder eine geeignete (an Überflutungen angepasste) Bauweise ein möglichst schad-
loser/kontrollierter Abfluss des Wassers ermöglicht werden. Ggf. sind zur Abflusslenkung/ Wasserableitung 
Notwasserwege freizuhalten, Erddämme anzulegen und/oder Rückhaltemöglichkeiten zu schaffen. Die ge­
nauere Verortung der Bereiche mit möglicher Sturzflutgefährdung/der Abflussbahnen, der Grad der Gefähr­
dung sowie die zu ergreifenden Maßnahmen sind gezielt vor Ort zu ermitteln.

Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist im Bauamt der Verbandsgemeinde-
verwaltung Oberes Glantal möglich.


